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Verordnung 
des Bundesministeriums  
für Ernährung, Landwirtschaft  
und Verbraucherschutz 

 

Verordnung über das Inverkehrbringen und Befördern von 
Wirtschaftsdünger 

 

A. Problem und Ziel 

 § 4 des Düngegesetzes vom 9. Januar 2009 ermächtigt das Bundesmini-
sterium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (BMELV), durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates Vorschriften zu erlassen 
über Aufzeichnungs-, Melde-, Mitteilungs- und Aufbewahrungspflichten 
bezüglich der Abgabe und des Inverkehrbringens von Düngemitteln, 
Bodenhilfsstoffen, Pflanzenhilfsmitteln und Kultursubstraten soweit dies 
erforderlich ist, um die Einhaltung der guten fachlichen Praxis des Düngens 
sicherzustellen. Die Verordnungsermächtigung kann gemäß § 15 Abs. 6 Satz 
1 Düngegesetz ganz oder teilweise auf die Landesregierungen übertragen 
werden. 

 Aus Sicht der Länder sind die Überwachungsmöglichkeiten nach der 
derzeitigen Rechtslage nicht zufrieden stellend. Sie halten grundsätzlich eine 
bundeseinheitliche Regelungen für notwendig, um die Überwachung der 
Anwendung und Abgabe von Wirtschaftsdüngern zu verbessern. Diese soll 
durch die Länder ergänzt werden können. 

 

B. Lösung 

 Erlass einer Verordnung über das Inverkehrbringen und Befördern von 
Wirtschaftsdüngern. 
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C. Alternativen 

 Die Verordnungsermächtigung kann ganz oder teilweise auf die Landesre-
gierungen übertragen werden. Es besteht somit die Alternative des Erlasses 
von Verordnungen durch die Landesregierungen, die jedoch von der Mehrheit 
der Länder nicht bevorzugt wird. Vielmehr hat der Bundesrat in seiner 868 am 
26. März 2010 beschlossen, der Bundesregierung den Entwurf einer 
Bundesverordnung zuzuleiten. 

 

D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte 

 1. Haushaltsaufgaben ohne Vollzugsaufwand 

  Keine. 

 2. Vollzugsaufwand 

  Für die Länder entstehen zusätzliche Vollzugskosten. Diese sind zum 
jetzigen Zeitpunkt noch nicht zu quantifizieren, da sie im wesentlichen von 
der Zahl der Meldungen und Mitteilungen nach § 4 und § 5 abhängen 
werden. 

 

E. Sonstige Kosten 

 Für die betroffenen Unternehmen, insbesondere mittelständische Unterneh-
men, entstehen zusätzliche Kosten, da mit der Verordnung Aufzeichnungs- 
und Meldepflichten geschaffen werden. Sonstige Kosten, die nicht 
Bürokratiekosten aus Informationspflichten sind, entstehen als einmalige 
Kosten durch die Vorbereitung von Betriebsabläufen, die zur Erfüllung der 
Aufzeichnungs- und Meldepflichten erforderlich sind. Aufgrund der Beschrän-
kung des Umfangs der Aufzeichnungen auf das Notwendigste wird jedoch von 
geringfügigen zusätzlichen Kosten für die Betriebe ausgegangen. Die 
insgesamt entstehenden Kosten lassen sich nicht beziffern, da die Zahl der 
betroffenen Transporte von Wirtschaftsdünger nicht bekannt ist.  

 Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere das 
Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 
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F. Bürokratiekosten 

 Es werden drei Informationspflichten für Betriebe, die Wirtschaftsdünger 
abgeben, befördern oder übernehmen, u. a. gewerbliche Tierhaltungen, 
landwirtschaftliche Betriebe, Biogasanlagen, Lohnunternehmer und Impor-
teure eingeführt. Aussagen hinsichtlich der Häufigkeit der zu erwartenden 
Mehrkosten lassen sich zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht treffen, da die Zahl 
der Transporte von Wirtschaftsdünger nicht bekannt ist.  
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AV     
Verordnung 
des Bundesministeriums  
für Ernährung, Landwirtschaft  
und Verbraucherschutz 

 

Verordnung über das Inverkehrbringen und Befördern von 
Wirtschaftsdünger 

 
Der Chef des Bundeskanzleramtes Berlin, den 18. Mai 2010
 

An den 
Präsidenten des Bundesrates 
Herrn Bürgermeister 
Jens Böhrnsen 
Präsident des Senats der 
Freien Hansestadt Bremen 

 

Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich die vom Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz zu erlassende 

Verordnung über das Inverkehrbringen und Befördern von 
Wirtschaftsdünger 

mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Zustimmung des Bundesrates aufgrund des Artikels 80 Absatz 2 
des Grundgesetzes herbeizuführen. 
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Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Absatz 1 
NKRG ist als Anlage beigefügt. 

Mit freundlichen Grüßen 

Ronald Pofalla 
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Verordnung über das Inverkehrbringen und Befördern von Wirtschaftsdünger 
Vom ...* 

 
 

 
 
Auf Grund des § 4, auch in Verbindung mit § 15 Absatz 6 Satz 1 des Düngegesetzes vom 9. Ja-
nuar 2009 (BGBl. I S. 54, 136), von denen § 4 durch Artikel 2 des Gesetzes vom 31. Juli 2009 
(BGBl. I S. 2539) geändert worden ist, verordnet das Bundesministerium für Ernährung, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz: 
 
 

 
§ 1 Geltungsbereich 

 
Diese Verordnung gilt für  
1. das Inverkehrbringen, das Befördern und die Übernahme von Wirtschaftsdüngern sowie von 

Stoffen, die als Ausgangsstoff oder Bestandteil Wirtschaftsdünger enthalten, im Inland sowie  
2. für das Befördern der in Nummer 1 genannten Stoffe nach anderen Staaten.  
Die §§ 3 bis 5 gelten nicht beim Inverkehrbringen, beim Befördern und bei der Übernahme der 
in Satz 1 Nummer 1 genannten Stoffe,  
1. soweit die Handlungen innerhalb eines Umkreises von 50 Kilometern um den Betrieb, in 

 dem die Stoffe angefallen sind, 
a) innerhalb eines Betriebes, 
b) zwischen zwei Betrieben des selben Verfügungsberechtigten 
vorgenommen werden, 

2. soweit die Stoffe von Betrieben in Verkehr gebracht, befördert oder übernommen wer-
den, die der Düngeverordnung unterliegen, und diese Betriebe  
a) nach § 5 Absatz 4 der Düngeverordnung nicht zur Erstellung eines Nährstoffverglei-

ches verpflichtet sind und 
b) die Summe aus betrieblichem Nährstoffanfall und aufgenommener Menge 

500 Kilogramm Stickstoff im Jahr nicht überschreiten, 
3. soweit die von einem Betrieb insgesamt in Verkehr gebrachte, beförderte und aufge-

nommene Menge 200 Tonnen Frischmasse im Kalenderjahr nicht überschreitet oder 
4. soweit diese in Verpackungen kleiner als 50 Kilogramm an nicht gewerbsmäßige End-

verbraucher in den Verkehr gebracht werden. 

                                                 
* Die Verpflichtungen aus der Richtlinie 98/34/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Juni 1998 über ein Informationsverfah-
ren auf dem Gebiet der Normen und technischen Vorschriften und der Vorschriften für die Dienste der Informationsgesellschaft (ABl. L 204 vom 
21.7.1998, S. 37), die zuletzt durch die Richtlinie 2006/96/EG vom 20. November 2006 (ABl. L 363 vom 20.12.2006, S. 81) geändert worden ist, 
sind beachtet worden. 
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§ 2 Begriffsbestimmungen 
 

Im Sinne dieser Verordnung sind 
1. Abgeber: natürliche oder juristische Person, die einen der in § 1 Satz 1 Nummer 1 genannten 

Stoffe an andere abgibt; 
2. Beförderer: natürliche oder juristische Person, die einen der in § 1 Satz 1 Nummer 1 genann-

ten Stoffe für sich selbst oder für andere befördert;  
3. Empfänger: natürliche oder juristische Person, die einen der in § 1 Satz 1 Nummer 1 genann-

ten Stoffe von anderen übernimmt.  
Eine Übernahme im Sinne des Satzes 1 Nummer 3 liegt auch vor, soweit ein in § 1 Satz 1 Num-
mer 1 genannter Stoff im Auftrag des Empfängers unmittelbar durch Dritte auf Flächen des 
Empfängers aufgebracht wird. 
 
 

§ 3 Aufzeichnungspflicht 
 

(1) Abgeber, Beförderer sowie Empfänger haben spätestens einen Monat nach Abschluss des 
Inverkehrbringens, des Beförderns oder der Übernahme Aufzeichnungen zu erstellen, in denen 
Folgendes angegeben werden muss: 
1. Name und Anschrift des Abgebers, 
2. Datum der Abgabe, des Beförderns oder der Übernahme, 
3. Menge in Tonnen Frischmasse und Angabe der Wirtschaftsdüngerart oder des sonstigen Stof-

fes, 
4. Gehalte an Stickstoff (Gesamt N) und Phosphat (P2O5) in Kilogramm je Tonne Frischmasse 

sowie die Menge Stickstoffs aus Wirtschaftsdünger tierischer Herkunft in Kilogramm, 
5. Name und Anschrift des Beförderers, 
6. Name und Anschrift des Empfängers. 
Ergeben sich die in Satz 1 genannten Angaben ohne weiteres aus den geschäftlichen Unterlagen, 
brauchen keine gesonderten Aufzeichnungen erstellt zu werden. Satz 1 Nummer 4 gilt nicht für 
den Beförderer, der ausschließlich im Auftrag eines anderen befördert. Für Empfänger, die Stof-
fe nach § 1 Satz 1 im eigenen Betrieb verwenden, gilt Satz 1 mit der Maßgabe, dass die Auf-
zeichnungen spätestens zwei Monate nach der Übernahme zu erstellen sind. 
 
(2) Wer Aufzeichnungen nach Absatz 1 zu erstellen hat, hat diese für drei Jahre ab dem Datum 
der Abgabe aufzubewahren. Der Aufzeichnungspflichtige hat die Aufzeichnungen der zuständi-
gen Stelle auf Verlangen vorzulegen. 
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§ 4 Meldepflicht  
 

Werden Stoffe nach § 1 Satz 1 Nummer 1 in ein Land verbracht, so hat der Empfänger dieser 
Stoffe dies bis zum 31. März für das jeweils vorangegangene Jahr der für seinen Betriebssitz 
zuständigen Behörde unter Angabe der Abgeber mit deren jeweiligen Namen und Anschrift, Da-
tum oder Zeitraum der Abnahme und der Menge in Tonnen Frischmasse zu melden. 
 
 

§ 5 Mitteilungspflicht 
 
Wer Stoffe nach § 1 Satz 1 Nummer 1 zum ersten Mal gewerbsmäßig in den Verkehr bringt, hat 
dies der für seinen Sitz zuständigen Behörde einen Monat vor der erstmaligen Tätigkeit mitzutei-
len. Die gleiche Verpflichtung trifft auch denjenigen, der Stoffe nach § 1 Satz 1 Nummer 1 zum 
Zwecke der Düngung ins Inland verbringt. Abgeber, die über keinen inländischen Sitz verfügen, 
haben diese Tätigkeit bei der zuständigen Behörde des Landes anzuzeigen, in das sie zum ersten 
Mal abgeben. 
 
 

§ 6 Ergänzende Landesregelungen 
 

Den Landesregierungen wird die Befugnis übertragen, durch Rechtsverordnung weitergehende 
Regelungen über Aufzeichnungs-, Melde-, Mitteilungs- oder Aufbewahrungspflichten hinsicht-
lich des Inverkehrbringens und der Übernahme von Wirtschaftsdüngern sowie von Stoffen, die 
als Ausgangsstoff oder Bestandteil Wirtschaftsdünger enthalten, zu treffen, soweit dies zur 
Überwachung der Einhaltung der düngerechtlichen Vorschriften erforderlich ist.  
 
 

§ 7 Ordnungswidrigkeiten 
 
Ordnungswidrig im Sinne des § 14 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe b des Düngegesetzes handelt, 
wer vorsätzlich oder fahrlässig  
1. entgegen § 3 Absatz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 4, eine Aufzeichnung nicht, nicht 

richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erstellt, 
2. entgegen § 3 Absatz 2 Satz 1 eine Aufzeichnung nicht oder nicht für die vorgeschriebene 

Dauer aufbewahrt, 
3. entgegen § 3 Absatz 2 Satz 2 eine Aufzeichnung nicht vorlegt, 
4.  entgegen § 4 eine Meldung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig macht 

oder 
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5. entgegen § 5 eine Mitteilung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig 

macht. 
 
 

§ 8 Inkrafttreten 
 
Diese Verordnung tritt am … [Einsetzen: 1. Tag des auf den Monat der Verkündung folgenden 
Kalendermonats] in Kraft. 
 
______________________________________________________ 
Der Bundesrat hat zugestimmt. 
 
Bonn, den.................2010 
 
 
 

Die Bundesministerin für 
Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
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Begründung 
 
A. Allgemeiner Teil 
 
I. Gründe für die Verordnung 
 
Das Düngegesetz vom 9. Januar 2009 ist am 6. Februar 2009 in Kraft getreten. § 4 des Dünge-
gesetzes ermächtigt das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz (BMELV), durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates Vorschriften zu 
erlassen über Aufzeichnungs-, Melde-, Mitteilungs- und Aufbewahrungspflichten bezüglich der 
Abgabe und des Inverkehrbringens von Düngemitteln, Bodenhilfsstoffen, Pflanzenhilfsmitteln 
und Kultursubstraten soweit dies erforderlich ist, um die Einhaltung der guten fachlichen Praxis 
des Düngens sicherzustellen. Die Verordnungsermächtigung kann ganz oder teilweise auf die 
Landesregierungen übertragen werden. 
 
Der Bundesrat hat in seiner 868. Sitzung am 26. März 2010 beschlossen, die Vorlage für den 
Erlass einer Rechtsverordnung gemäß Artikel 80 Absatz 3 des Grundgesetzes der Bundesregie-
rung zuzuleiten (Bundesrat Drucksache 16/10 (Beschluss). 
 
Die Länder halten bundeseinheitliche Regelungen für notwendig, um die Überwachung der An-
wendung und Abgabe von Wirtschaftsdüngern zu verbessern. Aus Sicht der Länder sind die Ü-
berwachungsmöglichkeiten nach der derzeitigen Rechtslage nicht zufrieden stellend. 
 
Der vorliegende Verordnungsentwurf ermöglicht u. a. die Erfassung der Abgabe von Gülle durch 
flächenlose Betriebe, um deren sachgerechte Verwertung im aufnehmenden Betrieb überwachen 
zu können. Zudem wird die Grundlage geschaffen, den Verbleib eingeführter Düngemittel kon-
trollieren zu können. 
 
II. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte 
 
1. Haushaltsaufgaben ohne Vollzugsaufwand 
 Keine. 
2. Vollzugsaufwand 

Für die Länder entstehen zusätzliche Vollzugskosten. Diese sind nicht zu quantifizieren, da 
sie im wesentlichen von der Zahl der Meldungen und Mitteilungen nach § 4 und § 5 abhän-
gen werden. 
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III. Kosten für Wirtschaftsunternehmen und Auswirkungen auf die Preise 
 
Für die betroffenen Unternehmen, insbesondere mittelständische Unternehmen, entstehen in Ein-
zelfällen zusätzliche Kosten, da mit der Verordnung Aufzeichnungs- und Meldepflichten ge-
schaffen werden. Sonstige Kosten, die nicht Bürokratiekosten aus Informationspflichten sind, 
entstehen als einmalige Kosten durch die Vorbereitung von Betriebsabläufen, die zur Erfüllung 
der Aufzeichnungs- und Meldepflichten erforderlich sind. Die Gesamtkosten lassen sich nicht 
beziffern, da die Zahl der betroffenen Transporte von Wirtschaftsdünger nicht bekannt ist. Auf-
grund der Beschränkung des Umfangs der Aufzeichnungen auf das Notwendigste wird jedoch 
von geringfügigen zusätzlichen Kosten für die Betriebe ausgegangen. 
 
Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere das Verbraucherpreisniveau, 
sind nicht zu erwarten. 
 
IV.  Bürokratiekosten 
 
Für die Länder entstehen zusätzliche Bürokratiekosten der Verwaltung. Diese sind nicht zu quan-
tifizieren, da sie im wesentlichen von der Zahl der Meldungen und Mitteilungen nach § 4 und § 5 
abhängen werden.  
 
Es werden drei Informationspflichten für Betriebe, die Wirtschaftsdünger abgeben, befördern 
oder übernehmen, u. a. gewerbliche Tierhaltungen, landwirtschaftliche Betriebe, Biogasanlagen, 
Lohnunternehmer und Importeure eingeführt. Aussagen hinsichtlich der Häufigkeit der zu erwar-
tenden Mehrkosten lassen sich zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht treffen, da die Zahl der Trans-
porte von Wirtschaftsdünger nicht bekannt ist.  

 
- Mit § 3 wird eine Aufzeichnungspflicht für Abgeber, Beförderer  und Empfänger von Wirt-

schaftsdüngern eingeführt. Soweit die geforderten Angaben aus geschäftlichen Unterlagen, 
die zu anderen Zwecken erstellt werden, bereits ersichtlich sind, müssen keine gesonderten 
Aufzeichnungen geführt werden. Hierdurch wird unnötiger bürokratischer Aufwand für die 
Betriebe vermieden.  
Häufigkeit/Periodizität:  unbekannt, da die Zahl der Transporte nicht bekannt ist. 

Da das Ausstellen von Geschäftspapieren (Lieferscheinen etc. zu 
den üblichen Gepflogenheiten des Geschäftsverkehr gehört und 
nach § 6 Absatz 3 der Düngemittelverordnung nicht verpackten 
Düngemitteln im Rahmen der Kennzeichnung die Kopie einer 
Rechnung, eines Lieferscheins oder eines Warenbegleitpapiers 
beigefügt sein muss. Damit dürften gesonderte zusätzliche Auf-
zeichnungen, insbesondere auch bei Empfängern von WD, in der 
Regel nicht erforderlich sein. 
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Erwartete Kosten je Fall: 5 Euro (0,25 Stunden à 18,40 Euro – Landwirtschaft) 
7 Euro (0,25 Stunden à 28,30 Euro – Transportunternehmen)  

 
- Mit § 4 wird eine Meldepflicht für Empfänger von Wirtschaftsdüngern eingeführt, die diese 

von außerhalb des Landes erhalten, eingeführt.  
Häufigkeit/Periodizität:  einmal pro Jahr. 
Erwartete Kosten je Fall:  5 Euro (0,25 Stunden à 18,40 Euro – Landwirtschaft) 

7 Euro (0,25 Stunden à 28,30 Euro – Transportunternehmen)  
 

- Mit § 5 wird eine einmalige Mitteilungspflicht für das erstmalige gewerbsmäßige Inver-
kehrbringen von Wirtschaftsdüngern eingeführt. Die Mitteilungspflicht gilt für inländische 
und ausländische Inverkehrbringer und zielt auf die Erfassung von Nährstoffströmen zwi-
schen Ländern und auf Importe ab. 
Häufigkeit/Periodizität:  einmalig. 
Erwartete Kosten je Fall:  5 Euro (0,25 Stunden à 18,40 Euro – Landwirtschaft) 

7 Euro (0,25 Stunden à 28,30 Euro – Transportunternehmen)  
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B.  Besonderer Teil 
Zu § 1 Geltungsbereich 
Erfasst werden Betriebe, die Wirtschaftsdünger abgeben, befördern oder übernehmen, u. a. ge-
werbliche Tierhaltungen, landwirtschaftliche Betriebe, Biogasanlagen, Lohnunternehmer und 
Importeure.  
Zu den Wirtschaftsdüngern gehören auch Gärreste die unter die Begriffsbestimmung des § 2 
Nummer 2 des Düngegesetzes fallen. 
Durch die Einbeziehung von Stoffen, die aus Wirtschaftsdünger hergestellt wurden oder diesen 
enthalten, werden Umgehungssachverhalte ausgeschlossen.  
 
Durch die vorgesehenen Ausnahmen in Bezug auf die Aufzeichnungs-, Melde- und Mitteilungs-
pflichten (§§ 3 bis 5) wird unnötiger bürokratischer Mehraufwand verhindert. Wer nur in gerin-
gem Umfang die betroffenen Stoffe in Verkehr bringt, befördert oder aufnimmt, wird von der 
Verordnung nicht erfasst. Die gewählte Grenze von 200 Tonnen Frischmasse im Kalenderjahr 
wurde in Anlehnung an § 6 Abs. 9 Satz 2 Düngemittelverordnung gewählt, Betriebsinhaber mit 
mehreren Betrieben innerhalb eines begrenzten Umkreises müssen grundsätzlich keine Auf-
zeichnungen über das Inverkehrbringen führen. Ebenso werden Betriebe, die zwar der Dünge-
verordnung unterliegen von den Aufzeichnungspflichten ausgenommen, solange sie nicht zur 
Erstellung eines Nährstoffvergleiches verpflichtet sind und die insgesamt im Betrieb angefallene 
und aufgenommene Menge Wirtschaftsdünger tierischer Herkunft 500 kg Stickstoff im Jahr 
nicht übersteigt. Die Bagatellgrenze von 50 kg stellt sicher, dass das Inverkehrbringen von Wirt-
schaftsdüngern in „kleinen“ Verpackungen (z.B. in Bau- und Gartenmärkten) nicht aufzeich-
nungspflichtig ist. 
 
Rechtsgrundlage: § 4 Düngegesetz 
 
Zu § 2 Begriffsbestimmungen 
Die Definitionen dienen der Rechtsklarheit. 
 
Zu § 3 Aufzeichnungspflicht 
§ 3 regelt die von Abgebern, Beförderern und Empfängern von Wirtschaftsdüngern innerhalb 
eines Monats nach Abschluss des Inverkehrbringens, des Beförderns oder der Übernahme zu 
erstellenden Aufzeichnungen und dient der Überwachung der Einhaltung der guten fachlichen 
Praxis. Die für die Überwachung zuständigen Länder sind der Auffassung, dass eine ausreichen-
de Kontrollierbartkeit gewährleistet ist, wenn die Aufzeichnungen innerhalb von vier Wochen 
erstellt werden. Für Empfänger, die Wirtschaftsdünger übernehmen und diese anschließend im 
eigenen Betrieb ausbringen, soll die Frist zur Erstellung von Aufzeichnungen auf zwei Monate 
verlängert werden. Da die Wirtschaftsdünger in diesen Fällen auf den Betrieben verbleiben, ist 
ihr Verbleib leichter nachvollziehbar und damit die Kontrollierbarkeit auch zu einem späteren 
Zeitpunkt möglich. Die längere Frist verursacht keine Informationsverluste hinsichtlich der 
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Nachvollziehbarkeit der Nährstoffströme und der Kontrolle der guten fachlichen Praxis. Die 
Aufzeichnungen sind erforderlich, um Nährstoffströme nachvollziehen zu können. 
 
Soweit die geforderten Angaben aus geschäftlichen Unterlagen, die zu anderen Zwecken erstellt 
werden, bereits ersichtlich sind, müssen keine gesonderten Aufzeichnungen geführt werden. 
Hierdurch wird unnötiger bürokratischer Aufwand für die Betriebe vermieden. Das Ausstellen 
von Geschäftspapieren (Lieferscheinen etc.) gehört zu den üblichen Gepflogenheiten des Ge-
schäftsverkehrs und nach § 6 Absatz 3 der Düngemittelverordnung muss nicht verpackten Dün-
gemitteln im Rahmen der Kennzeichnung die Kopie einer Rechnung, eines Lieferscheins oder 
eines Warenbegleitpapiers beigefügt sein. Damit dürften gesonderte zusätzliche Aufzeichnun-
gen, insbesondere auch bei Empfängern von Wirtschaftsdüngern, in der Regel nicht erforderlich 
sein. 
 
Die Aufbewahrungsfrist von drei Jahren für die Aufzeichnungen orientiert sich an der Ver-
jährungsfrist im Gesetz über Ordnungswidrigkeiten. Diese Frist reicht für die Verfolgung der in 
der Verordnung vorgesehenen Ordnungswidrigkeiten aus.  
 
Rechtsgrundlage: § 4 Düngegesetz 
 
Zu § 4 Meldepflicht 
Durch die Meldepflicht für Empfänger, die Wirtschaftsdünger erhalten, erfahren die zuständigen 
Stellen, welche Betriebe Nährstoffe von außerhalb des Landes zuführen; das Inverkehrbringen 
innerhalb eines Landes wird durch die Aufzeichnungspflicht des § 3 hinreichend kontrollierbar. 
Die Meldepflicht gilt sowohl bei Einfuhren aus einem anderen Staat als auch bei Verbringung 
zwischen zwei Ländern. 
 
Rechtsgrundlage: § 4 Düngegesetz 
 
Zu § 5 Mitteilungspflicht 
Die einmalige Mitteilungspflicht gilt für das erstmalige gewerbsmäßige Inverkehrbringen von 
Wirtschaftsdüngern nach dem Inkrafttreten der Verordnung. Die Mitteilungspflicht gilt für in-
ländische und ausländische Inverkehrbringer und zielt auf die Erfassung von Nährstoffströmen 
zwischen Ländern und auf Importe ab. Durch die Mitteilung erhalten die zuständigen Stellen 
Kenntnis davon, welche Betriebe Wirtschaftsdünger in Verkehr bringen oder übernehmen und 
können dies bei der Erstellung der Überwachungspläne berücksichtigen. 
 
Rechtsgrundlage: § 4 Düngegesetz 
 
Zu § 6 Ergänzende Landesregelungen 
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Die Ermächtigung für die Landesregierungen ermöglicht den Ländern den Erlass weitergehender 
Regelungen, insbesondere weiterer Aufzeichnungs-, Melde- und Mitteilungspflichten, ermög-
lichen, um ggf. spezifischen regionalen Gegebenheiten Rechnung zur Überwachung der Nähr-
stoffströme tragen zu können. 
 
Rechtsgrundlage: § 4 in Verbindung mit § 15 Absatz 6 Satz 1 Düngegesetz 
Zu § 7 Ordnungswidrigkeiten 
§ 7 legt die Ordnungswidrigkeiten fest. 
 
Rechtsgrundlage: § 4 Düngegesetz 
 
Zu § 8 Inkrafttreten 
§ 8 regelt das Inkrafttreten. 
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Anlage 

 
 
 
Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gem. § 6 Abs. 1 NKR-Gesetz: 
Nr. 930: Entwurf der Verordnung über das Verbringen von Wirtschaftsdünger 

 

Der Nationale Normenkontrollrat hat den Entwurf der o.g. Verordnung auf Bürokratie-

kosten geprüft, die durch Informationspflichten begründet werden. 

Mit dem Entwurf werden drei Informationspflichten für Betriebe, die Wirtschaftsdünger ab-

geben, befördern oder übernehmen, eingeführt. Das Ressort hat die erwarteten Büro-

kratiekosten je Fall mit 5,00 bzw. 7,00 Euro angegeben. Aussagen hinsichtlich der Häufig-

keiten der zu erwarteten Mehrkosten werden nicht gemacht, da die Zahl der Transporte 

bislang nicht erfasst wurde.  

Mit den Informationspflichten soll die Einhaltung der guten fachlichen Praxis beim Aus-

bringen von Düngemittel sichergestellt werden. Der Begründung des Entwurfs kann der-

zeit nicht entnommen werden, inwieweit der zusätzliche bürokratische Aufwand – neben 

den bereits bestehenden Aufzeichnungs- und Dokumentationspflichten – zur Erreichung 

des Regelungsziels erforderlich ist.  

Der Rat regt daher an, zu überprüfen, inwieweit auf die zusätzlichen Bürokratiekosten 

verzichtet werden kann bzw. diese auf ein Mindestmaß beschränkt werden können.  

 

  
Dr. Ludewig Catenhusen 
Vorsitzender Berichterstatter 
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